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1 Einleitung

Der Kanton Luzern will mit der Gemeindereform neue Rahmenbedingungen schaffen, die die Entwicklung seiner Gemeinde- und Verwaltungsstrukturen entsprechend den heutigen und künftigen Bedürfnissen von Gesellschaft und Wirtschaft ermöglichen und beschleunigen. Den Anstoss dazu gab primär der anhaltende Kostendruck auf die Kantonsfinanzen. Inzwischen ist aber deutlich geworden, dass die Förderung transparenter, effizienter, führbarer und entwicklungsfähiger Strukturen mindestens ebenbürtige Ziele einer Strukturreform sind. Die derzeit gültige Gesetzgebung und der Finanzausgleich im Speziellen sind auf die Stützung bestehender, kleinräumiger Gemeinde- und Verwaltungsstrukturen angelegt und zwar unabhängig davon, ob die bestehende Struktur einer effizienten Aufgabenerfüllung dient oder nicht. Dazu sind neben dem direkten Finanzausgleich auch vielfältige und heute unüberschaubare indirekte Finanzausgleichsmechanismen entstanden. Neben den Gesetzen, die laufend den neuen Anforderungen von Gesellschaft und Staat angepasst wurden, hat sich auch die Organisationsstruktur gewaltig verändert. Neben den 107 Gemeinden als Körperschaften zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben bestehen heute zudem ca. 280 Gemeindeverbände oder -verträge. Basierend auf diesen delegieren Gemeinden ihre Aufgaben an andere Körperschaften. Die Gemeindeorganisation als Ganzes ist sehr kompliziert geworden und es ist sehr wahrscheinlich, dass Leistungen und Geld in diesem komplizierten Netz von Organisationen und Gesetzen versickern.

Am Anfang des Projekts wurden sehr einfache Zielsetzungen für eine Strukturreform formuliert:

· Die minimale Gemeindegrösse von 3000 Einwohnerinnen und Einwohner.

· Die Realisierung eines Sparpotenzials von 75 Millionen Franken.

Im Lauf des Projekts wurde klar, dass obige Ziele nicht genügen, um einen Strukturwandel in Gang zu setzen. Dieser braucht Energiequellen und Leitplanken, in welchen er kontinuierlich vorangetrieben wird.

Neue Leitplanken für die Entwicklung von Kanton und Gemeinden ergeben sich durch das neue Finanzausgleichssystem und den Kriterien für eine neue Aufgabenzuteilung.

· Mit dem neuen Finanzausgleich wird, im Unterschied zum bisherigen, die Erhaltung und Befestigung ineffizienter Gemeindestrukturen weniger unterstützt.

· Die neuen Kriterien der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden orientieren sich nicht an der Leistungsfähigkeit der kleinsten, sondern an jener mittlerer Gemeinden.

Strukturwandel ist damit angesagt. Sollte da nicht auch gleichzeitig aufgezeigt werden, in welche Richtung die Entwicklung idealerweise gehen soll?

Auch ohne kantonale Reform reorganisieren und intensivieren die Gemeinden ihre Zusammenarbeit laufend. Sie streben damit primär die kostengünstige Leistungserstellung in einzelnen Aufgabengebieten an. Die Frage, ob mit einer Gebietsreform oder Gemeindefusion nicht wesentlich mehr Spar- und Entwicklungspotenzial freigesetzt würde als mit weiteren Zusammenarbeitsschritten in Einzelaufgaben, wird vermehrt gestellt. Aber auch der Gedanke, die Regionen als Ganzes für die Zukunft zu stärken und attraktiv zu gestalten, breitet sich aus. Rationale und finanzielle Argumente sprechen für Gebietsreformen, weil die Gemeinden häufig gleiche Aufgaben in enger Nachbarschaft zu erfüllen haben, die sich von einer gemeinsamen Führung und Verwaltung effektiver und kostengünstiger lösen lassen.

Durch die neuen kantonalen Rahmenbedingungen werden Anreize und Druck in Richtung Gebietsreformen zunehmen. Zwang wird es aufgrund der Bemerkungen des Grossen Rates zum Zwischenbericht vom August 1998 aber keinen geben. Zurzeit stellt der Kanton Information, Beratung und finanzielle Mittel für Zusammenarbeitsprojekte zur Verfügung, die auch die Vorteile von Gebietsreformen untersuchen.

2 Wozu ein Zielstrukturplan?

Angeregt durch obige Massnahmen sind bereits zwölf Projekte mit Beteiligung von 45 Gemeinden in Gang gekommen. Nun taucht vermehrt die Frage auf, welche Gebietsstrukturen denn anzustreben und zu fördern seien. Ein Zielstrukturplan könnte dazu gute Dienste leis-ten. Er sollte primär als Denkmodell verstanden werden, welches Gebiets- oder Gemeindestrukturen definiert, die basierend auf heutigen Erkenntnissen anzustreben sind. Das Denkmodell dient zur Überprüfung von Massnahmen aller Art im Rahmen der kantonalen Strukturreform. Es kann und darf nicht als feste Landkarte der künftigen Gemeinden im Kanton Luzern verstanden werden.

Vorteile von strukturellen Zielen

Der Kanton wird auch künftig als Moderator des Entwicklungsprozesses tätig sein müssen. Dazu braucht er eine Landkarte, die den Unterschied zwischen den Strukturen von heute und morgen mindestens qualitativ darstellt.

Die Förderung oder Schaffung regionaler Zentren, in welchen Wirtschaft, Regierung, Verwaltung, Verkehr, Ausbildung, Kultur, usw. konzentriert sind, soll als neues Ziel formuliert werden. Diese Zentren sind zu bezeichnen. Sie sollen ein “gewisses” Gegengewicht zur Stadt und zur Agglomeration bilden.

Mit Hilfe eines "Zielstrukturplans" wird sichtbar und diskutierbar:

· Welche Entwicklung in den Regionen gefördert werden soll.

· Welche Gemeinden sich auf Grund ihrer topografischen Lage wie beteiligen sollten.

· Wer an der Entwicklungsarbeit wie zu beteiligen ist.

· Mit welchen Beiträgen der Kanton die Zentrumsbildung unterstützt.

3 Alternative  Zielstrukturen

Die Frage nach neuen, zweckmässigen und entwicklungsfähigen Zusammenarbeitsformen wurde im Lauf des Projekts immer wieder gestellt. Basierend auf den vorliegenden Studien-ergebnissen, insbesondere auch auf den Überlegungen des Raumplanungsamts (vgl. auch Kapitel 4.2), kommen die folgenden Alternativen in Frage:

Alternative 1: Zweckverband
Gemeinden delegieren Aufgaben an beliebige leistungsstärkere und/oder spezialisierte Organisationen ohne die Gemeindegrenzen anzutasten und ohne Rücksicht auf die Entwicklung der Region als Ganzes, entsprechend der bestehenden Praxis. Diese Alternative wird heute in Form von Gemeinde- und Zweckverbänden häufig angewandt.

Alternative 2: Mehrzweckverband

Regionalisierung der aufgabenorientierten Zusammenarbeit mit Hilfe von Mehrzweckverbänden. Sie fördern die regionale Konzentration von Verwaltungs-Know-how und entlasten die Gemeinden. Da sie nur aufgabenorientiert und nicht politisch tätig sind, haben sie wenig Einfluss auf die Entwicklung der Gemeindestrukturen.

Alternative 3: Sitzgemeinde-Modell

Delegation von Aufgaben an leistungsstärkere Zentrumsgemeinden. Die Zentrumsgemeinden werden dadurch gestärkt. Sie erhalten mehr Gewicht in der Region und im Kanton. Die umliegenden kleinen Gemeinden werden entlastet, müssen sich in ihrer Verwaltungstätigkeit aber auf die Zentrumsgemeinden ausrichten. Das Projekt Hitzkirchertal basiert zurzeit auf diesem Ansatz. In der Praxis wird in diesem Zusammenhang auch vom SitzgemeindeModell gesprochen.

Alternative 4: Regionalkonferenzen

Sie zielt auf die Entwicklung der Regionen als Ganzes. Im Beispiel Beromünster treten die Gemeinden als eigenständige Partnerinnen auf, die sich zur gemeinsamen Entwicklung verpflichten. Ziel ist neben der Entwicklung der Region die Abschaffung von Doppelspurigkeiten. Obwohl die Gemeindeautonomie (noch) gewahrt bleibt, will die Region nach aussen möglichst mit einer Stimme auftreten.

Alternative 5: Gemeindefusion 

Sie führt ohne Zweifel zu den grössten administrativen Vereinfachungen, Einsparungen und Entwicklungsmöglichkeiten. Bei Gemeinden, die bereits eng zusammenarbeiten, machen die kurzfristigen Einsparungen einer Fusion allerdings nicht mehr als 1 bis 2 Prozent aus bezogen auf den konsolidierten laufenden Aufwand. Dies wurde in den drei jüngsten Studien errechnet. Die grösseren, aber kaum bezifferbaren Gewinne liegen im Investitions- und Entwicklungsbereich, das heisst auf dem langfristigen Horizont. Die Fusion führt als einzige Alternative zur direkten Stärkung der Gemeinden gegenüber dem Kanton.

Mit den Alternativen 1 und 2 lassen sich Kosten senken. Inwieweit sich dadurch auch die Gemeinden stärken lassen, wird in der Lehre kontrovers diskutiert. Erst die Praxis wird zeigen, wie es sich tatsächlich verhält. Sie leisten keine Beiträge zur Veränderung von Gemeindegrenzen sondern eher zur Befestigung der bestehenden.

Die Förderung von Zentrumsgemeinden (Alternative 3) ist dort zweckmässig, wo Gemeindefusionen auch langfristig keine geeignete Lösung sind, z.B. in dünn besiedelten Gebieten, wo die Distanzen zwischen den Siedlungen gross sind. Was beim heutigen Stand der Verkehrs- und Telekommunikationsmittel als grosse Distanzen bewertet wird, ist sorgfältig zu hinterfragen. Die Förderung von Zentrumsgemeinden schafft regionale Gefälle und Abhängigkeiten. Sie kann das Phänomen "David wehrt sich gegen Goliath" und damit den emotionalen Widerstand gegen künftige Gebietsreformen oder Gemeindefusionen verstärken.

Die Alternative 4 (Regionalkonferenz) zielt auf die ganzheitliche gemeinsame Entwicklung einer Region. Sie fördert die gemeinsame Identität und dürfte deshalb das grösste Entwicklungspotenzial freisetzen und den Weg in Richtung Gebietsreform mindestens offen halten oder sogar ebnen.

4 Zielstrukturplan

4.1 Entwicklungsziele
Im Kanton Luzern bestehen grosse regionale Unterschiede bezüglich Landschaft, Wirtschaft, Bevölkerungsdichte, Erschliessung und so weiter. An dieser Tatsache wird sich nichts verändern. Wir gehen sogar davon aus, dass sich auch nichts verändern soll, weil gerade die Vielfalt den Reichtum des Kantons ausmacht. Die Erhaltung von natürlichen Räumen ist für eine Gesellschaft, die bereits an die Grenzen ihrer natürlichen Ressourcen gestossen ist, nur durch die konzentrierte Entwicklung von Wirtschafts- und Wohnräumen möglich. Aus dieser Sicht haben Leitplanken, die die zentrumsorientierte Entwicklung fördern wie sie vom Amt für Raumplanung postuliert wird, hohe Priorität. Entwicklungsziele lassen sich deshalb wie folgt präzisieren:

1. Konzentrierte Entwicklung

2. Förderung regionaler Kompetenzzentren

3. Entflechtung von komplizierten Organisationsstrukturen

Massnahmen:

· Der Kanton fördert die Zusammenarbeit unter den Gemeinden aktiv, insbesondere in all jenen Aufgabengebieten, welche von mittleren und kleinen Gemeinden mehrheitlich an Kompetenzzentren delegiert werden (müssen). Als Sitz von Kompetenzzentren werden Gemeinden bevorzugt, die - basierend auf Raumordnung und bestehenden Zusammenarbeitsverträgen - Zentrumsfunktionen erfüllen.


· Gebietsreformen oder Gemeindefusionen werden gefördert, wo die Gemeindeautonomie auf Grund eines hohen Delegationsgrads nicht mehr gegeben ist oder wo die Entwicklungschancen als Grossgemeinde gegenüber dem Ist-Zustand deutlich besser sind. Die Bildung von regionalen Zentren durch die räumliche Konzentration von Wirtschaft, Verwaltung und Behörden wird auf diesem Weg vorangetrieben. Entsprechende Anstrengungen der Gemeinden werden vom Kanton mit personellem und finanziellem Engagement unterstützt.


· Die Einführung einer neuen, zusätzlichen regionalen Regierungsebene wird vom Kanton nicht befürwortet. Mögliche regionale Lösungen sind durch Regionalkonferenzen oder Mehrzweckverbände anzustreben.

4.2 Bestimmungsgrössen für einen Zielstrukturplan

In verschiedenen Regionen der Schweiz und im Ausland werden Gebietsreformen angestrebt oder sie wurden bereits durchgeführt. Man darf davon ausgehen, dass die Reformen notwendige Begleiterscheinungen der gesellschaftlichen Entwicklung auf dem Weg von der Agrar- zur Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft sind. Wenn dem so ist, dann ist der Reformbedarf besonders gross, wo sich die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Struktu-

ren rasch verändern. In wissenschaftlichen Studien wird häufig nach Bestimmungsgrössen gesucht, die Hinweise auf Zielstrukturen (optimale Gemeindegrösse) und Handlungsbedarf geben. Auch im Rahmen von Luzern '99 wurden entsprechende Anstrengungen unternommen. Die verschiedenen Untersuchungen führen zu ähnlichen Ergebnissen. In der bisherigen Diskussion zeigten sich folgende Überlegungen: Raumordnung, optimale Gemeinde-

grössen/Skalenerträge, Finanzkraft und Aufgabenautonomie.

4.2.1. Raumordnungspolitische Thesen zur Strukturreform Luzern ’99

.1 Nutzungsplanung

Grenzüberschreitende Nutzungsplanungen

· eröffnen den Gemeinden ein erhebliches Entwicklungs- und Sparpotenzial,

· sind nicht ohne die Zusammenlegung der betroffenen Gemeinden möglich,

· bedingen eine Anpassung der bestehenden Bauvorschriften. Insgesamt wird dadurch ein Schritt in Richtung Harmonisierung der kommunalen Bauvorschriften gemacht.

Siedlungsentwicklung

· Mit grenzüberschreitenden Nutzungsplanungen können den Anliegen nach einer konzentrierten, auf die Zentren ausgerichteten Siedlungsentwicklung eher entsprochen werden als mit der Summe von mehreren kleinräumigen Planungen.

· Grenzüberschreitende Nutzungsplanungen ermöglichen es der Gemeinde, ihre mittel- bis langfristige Siedlungsentwicklung an geeigneten Orten zu konzentrieren, was in der Tendenz zu einer flexibleren Nutzung, zu einem haushälterischeren Umgang mit dem Boden und zu einer rationelleren Erschliessung führt.

· Eine konzentriertere Siedlungsentwicklung erlaubt es den Gemeinden, ihre öffentlichen Bauten und Anlagen (insbesondere in den Bereichen Kultur, Freizeit, Sport und Erholung) an geeigneten Standorten zusammenzufassen und damit den Bau und den Betrieb dieser Anlagen zu optimieren.

Baulandangebot

· Grenzüberschreitende Nutzungspläne machen die weitere Entwicklung weniger von der Verfügbarkeit einzelner Parzellen abhängig, da eher auf andere Gebiete ausgewichen werden kann als bei kleinräumigen Nutzungsplänen.

· Grenzüberschreitende Nutzungspläne ermöglichen es einer Gemeinde, eine grös​sere Auswahl von verschiedenen Standorten anzubieten, die sich von der Erschliessung und der Topografie her für bestimmte Nutzungen eignen. Eine Diversifizierung des Nutzungsangebots macht die Gemeinde für künftige Investoren interessanter.

· Dort wo die Siedlungsgebiete von zwei Gemeinden bereits nahe zusammenliegen oder bereits zusammengewachsen sind, wird eine zweckmässige Arrondierung und Erschliessung der Bauzonen durch den Wegfall der Gemeindegrenze erleichtert.

Kosteneffekte

· Die Planungskosten für grossräumigere Nutzungsplanung sind kleiner als die Summe der Teilplanungen für die einzelnen Gemeinden und führen qualitativ zu 

besseren Resultaten, weil ein grösserer Anordnungsspielraum besteht (insbesondere hinsichtlich der Berücksichtigung von Partikularinteressen und Bauzonen-Eignung).

· Der Bau und der Unterhalt von Infrastrukturanlagen stellt ein wesentlicher Kos-tenfaktor in der kommunalen Investitionsrechnung dar. Eine gesamthafte Betrachtung der Anlagen ermöglicht einen effizienteren Einsatz der Mittel beim Bau, beim Betrieb und beim Unterhalt der Anlagen.

· Grenzüberschreitende Nutzungsplanungen ermöglichen es der Gemeinde, die Erschliessungskosten bei Planungsentscheiden verursachergerechter mit zu berücksichtigen. Darüber hinaus trägt eine konzentrierte Siedlungsentwicklung mittel- und langfristig dazu bei Infrastrukturkosten einzusparen.

Vor- und Nachteilsausgleich

· Mit einer Strukturreform können Standortvor- und Standortnachteile unter den Gemeinden abgebaut werden, indem die Kreise der Kostenträger, der Nutzniesser und der Entscheidungsträger räumlich wieder besser zur Deckung gebracht werden.

· Durch die Zusammenlegung von unterschiedlichen Gemeindetypen entsteht eine gemischtere Nutzungs-, Bevölkerungs- und Arbeitsplatzstruktur und macht die Gemeinden weniger anfällig auf Entwicklungsschwankungen.

4.2.2. Raumplanerische Grundlage für künftige Zusammenarbeitsräume

.2 Kantonaler Richtplan '98:

Gemäss Richtplan ’98 spielen die Zentren für die wirtschaftliche Entwicklung des Kantons eine wichtige Rolle. Sie sollen untereinander und mit ihrem Umland gut vernetzt werden. Dadurch können sie sich gegenseitig entlasten und ergänzen. Dem Umland dienen die Zent-ren als Versorgungsstützpunkte und als Umsteigeknoten. Bei der Planung auf allen Stufen soll insbesondere den folgenden Anliegen Rechnung getragen werden:

· Die Zentren sind als attraktive Umsteigeknoten für den Verkehr auszugestalten; dazu sollen sie aus dem Umland für alle VerkehrsteilnehmerInnen gut erreichbar sein.

· Damit die Zentren ihre Funktion als dezentrale Versorgungsstützpunkte erfüllen können, sind sie angemessen mit öffentlichen Infrastruktureinrichtungen auszustatten.

.3 Zuordnungskriterien

· Grossräumige Gliederung des Kantons: Der Kanton wird durch die Täler grossräumig gegliedert. In den Talböden liegen die übergeordneten Verkehrswege und die grösseren Siedlungsgebiete. An den Talflanken befinden sich in der Regel kleinere, eher ländlich 

geprägte Siedlungsgebiete, die beziehungsmässig vielfach auf den nächsten grösseren Ort im Tal ausgerichtet sind. Die Abgrenzungen der bestehenden Regionalplanungsverbände haben sich weitgehend an dieser topografischen Struktur orientiert. Die Regionen im Voralpen- und Berggebiet werden zusätzlich durch dünn besiedelte Hügel und Berggebiete gegliedert. Die topografische Struktur des Kantons wurde im Sinn eines trennenden Elements bei der Ausscheidung von Zusammenarbeitsräumen berücksichtigt.

· Kleinräumige Gliederung des Kantons: Innerhalb der grossräumigen, topografisch bedingten Gliederung des Kantons sind die Beziehungen und Verflechtungen zwischen den Wohn-, Arbeits- und Zentrumsgebieten, den öffentlichen Einrichtungen sowie den Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsanlagen für eine kleinräumige Gliederung massgebend. Im Bereich der Versorgungs- und Entsorgungsanlagen besteht in vielen Fällen bereits eine Zusammenarbeit, indem überkommunale Anlagen gemeinsam geplant und betrieben werden. In den Räumen mit engen Beziehungen in den angesprochenen Bereichen liegt aus raumordnungspolitischer Sicht auch das grösste Optimierungspotenzial für eine effizientere Zusammenarbeit unter den Gemeinden. Folgende Indikatoren können für die Bildung von Zusammenarbeitsräumen innerhalb der grossräumigen Gliederung des Kantons massgebend sein:

· Räumlicher Zusammenhang der einzelnen Siedlungsgebiete;

· Einzugsgebiete der Zentren, der Arbeitsplätze, der öffentlichen Einrichtungen und der Verkehrsknoten;

· Gemeinsam genutzte Infrastrukturanlagen;

· Historisch gewachsene Strukturen und bestehende Zusammenarbeit unter den Gemeinden;

· Zusammensetzung der Bevölkerung und der Arbeitsplätze;

· Steuereinnahmen und Aufwendungen (insbesondere Investitions- und Betriebskos-ten für die öffentlichen Einrichtungen und Infrastrukturanlagen).
4.2.3. Gemeindegrösse/Skalenerträge

Grösser ist im allgemeinen Trend zwar besser, aber "die optimale Gemeindegrösse" gibt es nicht. Autoren verschiedener Studien geben für Gemeinden im mitteleuropäischen Raum 3'000 bis 10'000 EinwohnerInnen an. Andere Autoren bestreiten, dass es eine optimale Gemeindegrösse überhaupt gibt. Untersuchungen im Rahmen der Gemeindereform von Luzern `99 haben ergeben, dass es für die luzernischen Verhältnisse keine optimale Gemeindegrös-se gibt, dass aber das ökonomische Prinzip der Skalenerträge auch für die Institutionen der öffentlichen Hand gilt.


4.2.4. Finanzkraft

Gemeinden brauchen eine minimale Finanzkraft und finanziellen Spielraum, um als autonome Organisationen ihre Aufgaben erfüllen zu können. Andernfalls werden sie zu reinen Vollzugsorganen, abhängig von übergeordneten Staatsebenen (wer zahlt befielt). Verschiedene Autoren haben Bewertungsskalen erstellt, welche den finanziellen Autonomiegrad oder den Fusionsbedarf einer Gemeinde aufzeigen. Entsprechende qualitativ hoch stehende Finanzkennzahlen stehen im Kanton Luzern zur Verfügung. Sie können zum Thema Zielstrukturen aber wenig beitragen, weil mit dem heutigen Finanzausgleichssystem die Finanzkraft als Struktur bestimmende Grösse fast vollständig ausgeschaltet ist.

4.2.5. Aufgabenautonomie

Der Grad der Aufgabenautonomie kann als Indikator dienen. Dieser gibt an, welcher Aufgabenanteil von einer Gemeinde selber wahrgenommen wird. Eine Gemeinde, die ihre Leis-

tungen weitgehend einkauft, läuft Gefahr, ihren Gestaltungsspielraum und damit auch einen wesentlichen Teil ihrer Autonomie aufzugeben.

Die zunehmenden Ansprüche von Gesellschaft und Wirtschaft bleiben nicht ohne Einfluss auf die Gemeindeaufgaben. Die Materie wird stetig komplexer, was immer häufiger zu Zusammenschlüssen (Verbände und Verträge) in weiteren Aufgabengebieten führt. Abgestützt auf Richtlinien von Bund, Kanton und aktuellen Zusammenarbeitsaktivitäten sind minimale Einwohnerzahlen für verschiedene Gemeindeaufgaben erkennbar. Die nachstehenden Befunde sind als Orientierungshilfen für die Gemeinden im Reformprozess zu verstehen:

.4 Steueramt

Gemäss den Abklärungen der Steuerverwaltung lässt sich ein Steueramt mit mindestens 1700 Steuerpflichtigen effizient führen. Diese Angabe basiert darauf, dass ein Steueramt ein gewisses Mass an Routine auch in schwierigen Fällen sowie eine Stellvertretungslösung hat. 

.5 Zivilstandsamt

Mit der jüngsten Änderung der Zivilstandsverordnung hat der Bund vorgeschrieben, dass ein Zivilstandsamt nur noch geführt werden kann, wenn die daraus resultierenden Arbeiten mindestens einem 40 %-Pensum entsprechen. Die Grösse des Zivilstandsamts hängt ganz wesentlich davon ab, wie viele Gemeindebürgerinnen und -bürger zu verwalten sind. In den Gemeinden, auf deren Gebiet ein Spital steht, fallen als Folge von Geburten und Todesfällen wesentlich mehr Zivilstandsfälle als in den anderen Gemeinden an. Im Grossen und Ganzen führt die neue Bundesvorschrift dazu, dass ein Zivilstandsamt erst ab einer Kundenzahl von etwa 7'000 – 10‘000 geführt werden kann. Heute führt jede luzernische Gemeinde ein Zivilstandsamt.

.6 Bauamt

Für die Bewältigung des kommunalen Bauwesens, das neben den Baufragen im engeren Sinn auch die Bereiche des Umweltschutzes, des Strassenbaus und –unterhalts, des Baus und Unterhalts der gemeindeeigenen Gebäude usf. umfassen kann, ist hohes Fachwissen und eine zweckmässige, effektive Organisationsform nötig. Die Schaffung bzw. Führung eines Bauamts, das idealerweise (mindestens) mit einem Bauspezialisten (IngenieurIn oder ArchitektIn mit Weiterbildung zur Bausekretärin oder zum -sekretär) und einer Hilfskraft für die Erledigung der Administrativarbeiten besetzt ist, stellt eine gute Lösung dar. Je nach Grösse der Gemeinde bzw. des zu betreuenden Gebiets können die einzelnen Aufgaben in Unterabteilungen zusammengefasst werden. Derartige Bestrebungen werden unterstützt.

.7 EDV-Anlagen

Die Führung einer eigenen EDV-Anlage ist sehr kostspielig, weshalb sich ein Zusammengehen der Gemeinden finanziell lohnt, zumal der Standort eines grossen Rechners für die Kundenfreundlichkeit keine Bedeutung hat. Die Bestrebungen im Zusammenhang mit der Interessengemeinschaft Gemeindeinformatik (IGGI) sind deshalb grundsätzlich begrüs-senswert. Aber auch andere Bestrebungen mit Blick auf die Vereinheitlichung der EDV-Lösungen in den Kommunalverwaltungen des Kantons Luzern sollen unterstützt werden. Eine Grössenordnung kann hierfür nicht angeführt werden. 

.8 Betreibungsamt

Seit der Änderung des Einführungsgesetzes zum Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz im Jahr 1998 haben schon mehrere Gemeinden ihre Betreibungsämter zusammengeschlossen. Anzustreben sind Betreibungsämter mit einer Betriebsgrösse, die mindestens eine Vollzeitstelle benötigt. Auf Grund der Erfahrungen ist dies etwa bei 1000 Betreibungsfällen pro Jahr 

der Fall. Im Durchschnitt und als Grössenordnung entspricht das einem Einzugsgebiet von etwa 3'000 bis 4‘000 Einwohnerinnen und Einwohnern. 

.9 Weitere Aufgabengebiete

Auf Grund einer Studie der Universität Bern
 ist davon auszugehen, dass die Gemeinden in den Bereichen Asylbetreuung, neue Armut und Fürsorge, gemeindepolizeiliche Aufgaben und Zivilschutz zusehends an Leistungsgrenzen stossen. Diese Aufgabengebiete sind deshalb besonders geeignet für die interkommunale Zusammenarbeit.

Schliesslich dürften Schulkreise eine wichtige Bestimmungsgrösse für Gemeindestrukturen sein. In den Schulen entwickelt sich das regionale Potenzial der Zukunft und die Zukunft gehört der Jugend. Zudem machen die Schulen einen erheblichen Teil der kommunalen (und kantonalen) Ausgaben aus. In vielen Gemeinden sind die Bildungskosten der weitaus grösste Kostenfaktor. Die Schule ist aber auch ein wesentlicher lokaler Beziehungs- und Kulturträger, verstärkt durch die Kombination mit den Vereinen, welche oft die Infrastruktur mit der Schule teilen. Die Untersuchungen im Kanton Luzern haben ergeben, dass sich die Orientierungsstufenkreise fast zu 100 Prozent mit den lokalen Zusammenarbeitsräumen aus der Sicht der Regionalplanung decken (Bericht Michelon/Büchi, Januar 2000).

Zusammenfassung

Autonomie ist eine schwer fassbare Grösse, insbesondere unter dem heutigen Finanzausgleichssystem, welches "die finanzielle Scheinautonomie garantiert". Die Aufgabenautonomie kleiner Gemeinden ist unbestritten gering, sodass sie eher wie Vollzugsorgane und kaum als eigenständige Organisationen funktionieren.

Beim heutigen Stand der Erkenntnisse besteht kein Zweifel, dass vor allem die gewachsenen Zusammenarbeitsstrukturen und die Aspekte der Raum- und Regionalplanung die wichtigen Bestimmungsgrössen für eine Zielstruktur sind. Der Handlungsbedarf ist abhängig von der Aufgaben- und Finanzautonomie, die von den Gemeinden gefordert wird.

4.3 Landkarte für die Strukturreform
Wie bereits eingangs erwähnt, sind Landkarten als Denkmodelle und nicht für die Festsetzung neuer Gemeindegrenzen gedacht. Wichtiger als Grenzen ist die Auszeichnung von Zentrumsgemeinden, die gefördert werden sollen. Von ihnen wird erwartet, dass sie sich auf Grund ihrer regionalen Bedeutung und Stärke aktiv am Entwicklungsprozess beteiligen.

Die aktuellste Landkarte, die als Zielstrukturplan dienen kann, wurde im Januar 2000 von den Regionalplanungsverbänden erstellt (siehe letzte Seite). Sie basiert auf den Kenntnissen über die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden (siehe auch Zwischenbericht B 135, August 1998), den Beiträgen vom Raumplanungsamt (Juni 1999) und den Überlegungen der Regionalplanungsverbände, welche im Bericht über "funktionale Zusammenarbeitsräume" (Büchi / Michelon, Januar 2000) festgehalten sind. Im Bericht werden Zentrumsgemeinden bezeichnet. In der folgenden Übersicht sind diese in drei Gruppen zusammengefasst, abhängig von ihrer derzeitigen Position oder Rolle im Prozess der Gemeindeentwicklung. Die beigefügten Kennzahlen veranschaulichen das Gewicht der Zentrumsgemeinden in der Region gemessen an Einwohner- und Finanzkennzahlen.
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Als Finanzkennzahl wurde das Verhältnis der direkten Finanzausgleichsbeiträge zum konsolidierten Aufwand (in Prozent) gewählt, dargestellt für die Zentrumsgemeinde neben der Summe für die Region. Zur weiteren Erläuterung zwei Beispiele:

Hitzkirch als aktive Zentrumsgemeinde im Sinn der Gemeindereform kommt ohne direkten Finanzausgleich aus. Der Finanzausgleichsbedarf der Region beträgt 13.9 % bezogen auf den konsolidierten Aufwand aller Gemeinden. Die Einwohnerzahl der Zentrumsgemeinde Hitzkirch beträgt 29 %.

Zell ist in der Tabelle "Übrige Zentrumsgemeinden" aufgeführt. Sein Bedarf an direktem Finanzausgleich ist 3.2 % bezogen auf den konsolidierten Aufwand. Für die Region Zell beträgt er 15.2 % und der Einwohneranteil von Zell ist 29 %. Weitere Zahlendetails sind in Beilage 1 aufgeführt.

4. 3.1. Aktive Zentrumsgemeinden

Sie beteiligen sich aktiv oder führend an Entwicklungsaktivitäten der Region im Sinn der Gemeindereform.

Zentrums-

Gemeinde
Einwohner 98 der

Z-Gemeinde
Dir. Finanzausgleichsbeiträge./
kons. Aufwand (%)
Einwohner 98

der

Region
Gewicht der 
Z-Gemeinde in Einwohner-%



Z-Gem.
Region



Adligenswil
4616
0.0
0.0

7462
62

Hitzkirch
2157
0.0
13.9

7548
29

Hochdorf
7513
0.0
3.4

10882
69

Beromünster
2263
0.0
3.1

8182
28

Reiden
3991
0.0
3.6

7247
55

Sempach
3307
0.0
1.6

11596
29

Sursee
7923
0.0
1.8

19467
41

Weggis
3470
0.0
0.0

5322
65

Triengen
2815
0.2
9.1

6527
43

Wolhusen
3956
0.0
4.4

5861
68

Willisau-Stadt
2971
0.0
6.2
15424
19

Obige Gemeindegruppen suchen zusammen mit ihren umliegenden Nachbarn nach gemeinsamen Entwicklungsmöglichkeiten oder sie haben entsprechende Studien bereits abgeschlossen. Ergebnisse aus mehreren Studien werden im Lauf des Jahrs 2000 erwartet. Der aktuelle Stand der Gemeindeaktivitäten ist in Beilage 2 dargestellt.

Die Projekte werden von der Regierung und von den Regierungsstatthaltern mit grossem Interesse verfolgt. Erste Ergebnisse zeigen, dass Fusionen im Rahmen des derzeitigen Finanzausgleichssystems selten möglich sind, weil - wie sich auch aus obigen Finanzausgleichskennzahlen schliessen lässt - in den meisten Fällen die Zentrumsgemeinde belastet und der Kanton entlastet würde.

4.3.2. Übrige Zentrumsgemeinden

Von ihnen sind zurzeit keine Signale für regionale Entwicklungsaktivitäten im Sinn der Gemeindereform zu erkennen. Die Gründe dafür sind wahrscheinlich vielfältig, von den kulturellen bis zu den finanziellen Unterschieden, aber auch von "regionalen Kräfteverhältnissen" die kein eindeutiges Zentrum erkennen lassen, wie in den Regionen Eschenbach oder Nebikon / Schötz.

Zentrums-

Gemeinde
Einwohner 98 der

Z-Gemeinde
Dir. Finanzausgleichsbeiträge./
kons. Aufwand (%)
Einwohner 98

der

Region
Gewicht der
Z-Gemeinde in
Einwohner-%



Z-Gem.
Region



Dagmersellen
3254
0.0
5.5

4276
74

Entlebuch
3429
4.0
20.4

6659
51

Eschenbach
2846
0.0
1.8

8490
34

Escholzmatt
3354
23.3
29.5

4682
71

Malters
6059
0.0
3.8

7515
80

Pfaffnau
2207
0.0
4.0

2867
77

Root
3506
0.0
0.0

10769
33

Ruswil
6226
2.5
2.1

11576
54

Nebikon / Schötz
2937
0.0
6.4

9978
29

Schüpfheim
3805
21.9
22.8

5563
68

Zell
1953
3.2
15.2

6782
29

4.3.3. Die Agglomeration der Grossen

Als Grosse werden hier Gemeinden mit Einwohnerzahlen über 10'000 und Bevölkerungsdichten um 1'000 EinwohnerInnen pro Quadratkilometer bezeichnet.

Agglomeration

der Grossen
Einwohner 98 der

Z-Gemeinde
Dir. Finanzausgleichsbeiträge./
kons. Aufwand (%)
Einwohner 98

der

Region
Gewicht der
Z-Gemeinde in Einwohner-%

Ebikon
10955

0.0

10955
100

Emmen
26354

0.0

26354
100

Horw
11980

0.0

11980
100

Kriens
24027

0.0

24027
100

Littau
15524

0.0

15524
100

Luzern
56984

0.0

56984
100

Meggen
5845

0.0

5845
100

Rothenburg
6197

0.0

6197
100

Sie kommen alle ohne Finanzausgleich aus und liegen in der unmittelbaren Nachbarschaft von Luzern. Es sind durchwegs städtische Gebiete, welche spezielle Entwicklungsaufgaben von Stadt und Agglomeration zu lösen haben.

Mit weniger als 10'000 EinwohnerInnen gehören Meggen und Rothenburg nicht unbedingt zu den Grossen. Aber Meggen kann auf Grund seiner Finanzkraft problemlos mitspielen und Rothenburg wird von den Regionalplanern zu diesem Gebiet gezählt.

Zusammenfassung

Die Argumente für einen Zielstrukturplan entsprechend der Landkarte der Regionalplanungsverbände sind gewichtig. Gleichzeitig wird sichtbar, dass Anreize und Methoden zur Förderung der Entwicklung im Sinn eines solchen Plans den regionalen Gegebenheiten angepasst werden müssen.

Die Stärkung regionaler Zentren entspricht durchaus der Zielsetzung "Stärkung der Gemeinden”. Dies auch dann, wenn auf neue Regierungs- und Verwaltungsebenen verzichtet wird. Solche würden nämlich die Gesamtorganisation nicht vereinfachen. Förderung von Zent-

rumsgemeinden bedeutet schliesslich auch, dass deren "zwanglose" Vereinigung mit kleinen Gemeinden zum Programm der Strukturreform gehört.

5 Zielstruktur der Regionalplaner

Von den Regionalplanungsverbänden liegen Überlegungen mit Vorschlägen über eine künftige funktionale Gliederung des Kantons vor (Bericht der Regionalplanung, Büchi/Michelon, Stierli und Partner, Januar 2000). Der vorliegende Zielstrukturplan folgt diesen Überlegungen auf der Ebene regionale Zentren/Zentrumsgemeinden. Die Regionalplaner verstehen die Gemeindefusion auf dieser Ebene als letzte Möglichkeit, denken aber eher an die Beibehaltung bestehender Gemeindegrenzen. Sie favorisieren die Einführung von regionalen Zusammenarbeitsräumen mit Mehrzweckverbänden, ungefähr auf Amtsebene, mit den folgenden Zielen:

· Vereinfachung durch Zusammenfassung von Funktionen in regionalen Strukturen.

· Effizienzsteigerung durch die administrative Zusammenfassung von Verbänden.

· Es ergeben sich neue Räume für bisher nicht wahrgenommene Funktionen.

Auf dieser neuen Ebene liessen sich in Anlehnung an die Vorschläge für eine neue Aufgabenzuteilung die folgenden Aufgaben ansiedeln:

· Real- / Sekundarschule

· Kleinklassen

· Musikschule

· Steuerverwaltung

· Vollzugsaufgaben

· Grundbuch 

· Pflegeheim

· Seesanierung

· Förderung der regionalen Identität

· Gemeinsamer Auftritt

· Wirtschaftsförderung

· Tourismusförderung

· Vertretung gemeinsamer Interessen

· Positionierung im vernetzten Städtesystem Schweiz

Obige Vorschläge tragen zur Vereinfachung der Organisation bei. Ob sie auch zur Stärkung der Gemeinden führen, ist umstritten. Es ist deshalb fraglich, ob mit dieser Lösung die Entwicklungsleitplanken richtig gesetzt sind. Beim heutigen Stand des Entwicklungsprozesses würden mit einer derartigen Lösung vielleicht zu schnell neue Grenzen gesetzt, ohne dass die alten gleichzeitig in Frage gestellt werden.

Neu am Vorschlag ist die Idee des vermehrt dezentralen Vollzugs von Kantonsaufgaben, was - mit anderen Worten - die Dezentralisierung der kantonalen Verwaltung fördern würde. Ob ein Vorhaben dieser Art zweckmässig ist, wäre vorerst auf kantonaler Ebene zu diskutieren. Als Leitplanke für die Entwicklung der Gemeindestrukturen scheint sie derzeit nicht notwendig.

6 Zusammenfassung und Empfehlung

Die vorliegende Landkarte der Regionalplaner mit dem Titel "Lokale Zusammenarbeitsräume" ist zum Zielstrukturplan der Gemeindereform zu erheben und den Zielsetzungen gemäss 4.1 beizufügen. Die Landkarte bezeichnet Zentren und Räume, die viele Kriterien, die an heutige und künftige Zusammenarbeitsräume und an Fusionsräume gestellt werden, erfüllen.

Die Entwicklung von Grossgemeinden entsprechend den lokalen Zusammenarbeitsräumen soll - mit einem Seitenblick auf die Einwohnerzahlen - als Vision in die Zielsetzungen der Gemeindereform aufgenommen werden. Neue Formen der Zusammenarbeit sind zuzulassen, wenn dabei die Entwicklung in Richtung dieser Vision offen bleibt.

Die Wahl der geeigneten Organisationsform innerhalb der Zusammenarbeitsräume ist den Gemeinden zu überlassen.

23. März 2000 Bruno Keel/Beat Hensler

Beilage: Landkarte der Zielstruktur für die Gebietsreform des kantons Luzern
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� Im Kanton Luzern lassen sich im Wesentlichen drei unterschiedliche Gemeindetypen ausmachen:


Zentrumsgemeinden mit mehr oder weniger grossen Problemen im Umwelt- und Sozialbereich und einer Tendenz zur Abwanderung von guten SteuerzahlerInnen.


Ländliche Entwicklungsgemeinden mit attraktiven Wohnlagen und einer starken Zuwanderung aus den Zentren und den Agglomerationen sowie (vorerst) verhältnismässig kleinen finanziellen Aufwendungen;


Periphere ländliche Gemeinden mit einer stagnierenden oder abnehmenden Bevölkerung, welche ihre Aufwendungen nur mit Hilfe des kantonalen Finanzausgleichs finanzieren können.


� Gemeindereformen zwischen Handlungsfähigkeit und Legitimation; Forschungsbericht der Institute für Politikwissenschaften und Organisation und Personal der Universität Bern, Januar 2000
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